
Frankfurter Rundschau: Der Europäi-
sche Betriebsrat setzt sich aus Arbeitneh-
mervertretern aller europäischen Standor-
te von General Motors mit unterschiedli-
chen Verhandlungskulturen zusammen.
Gerade bei Restrukturierungen kann solch
ein Gremium leicht unter Druck geraten.
Wie funktioniert die Zusammenarbeit in-
nerhalb des Europäischen Betriebsrates
(EBR) bei General Motors Europe?
Klaus Franz: Wir haben feste Prinzipien. Auf
den Punkt gebracht sind das: Offenheit, Ehr-
lichkeit und Transparenz, überzeugende
und authentische Kommunikation. Diese
Prinzipien müssen unbedingt durchgehal-
tenwerden, umeinfacher gemeinsame kultu-
relle Schnittmengen finden zu können. Das
schafft Vertrauen zwischen den EBR-Mitglie-
dern, bedeutet aber harte Arbeit und dauer-
te fünf bis acht Jahre. Außerdem wurde der
gesamte Restrukturierungsprozess von der
Monitoringgruppe des EuropäischenMetall-
gewerkschaftsbundes begleitet. Das ist ein
absolutes Novumund hat die Koordinierung
verbessert. Vor allem als es darum ging, zu
verhindern, dass einzelne Standorte gegenei-
nander ausgespielt werden.

Welche Rolle spielt dabei das deut-
sche Mitbestimmungsmodell?
Das deutsche Mitbestimmungsmodell bie-
tet einige Vorteile, vor allem bei der Lang-
fristigkeit und Tiefe von Informationen.
Wir haben Ende der 1990er Jahre den Fehler
gemacht, die Arbeitnehmervertreter aus
den anderen Ländern damit förmlich zu er-
schlagen und haben den damaligen Stand-
ortvertrag auf Deutschland konzentriert.

Welche Konsequenzen hatte das?
Dadurch wurden unnötige Barrieren zwi-
schen den EBR-Mitgliedern aufgebaut und
die deutschen Kollegen galten schnell als
Besserwisser. Dass dann die offeneKommu-
nikation leidet, liegt auf der Hand. Heute
profitieren alle Standorte von den Informa-
tionen, die wir haben. Vor allem Informatio-
nen zu Programmperspektiven innerhalb
des Konzerns sind wichtig. Trotzdem bleibt
für uns die Qualität, Tiefe und Rechtzeitig-
keit der Information des deutschen Auf-
sichtsrats das Richtmaß.

Im vergangenen Herbst 2004 schie-
nen die Beschäftigten in Trollhättan und
Gleiwitz abermehr an den eigenen Arbeits-
plätzen als anMitbestimmungsfragen inte-
ressiert.
Europäische Solidarität zu organisieren ist
nicht ganz einfach. Das Unternehmen hat
oft, aber mit sinkendem Erfolg, einen
„Schweinemarkt“ eröffnet und versucht,
Standorte gegeneinander auszuspielen.

Wie hat der Betriebsrat darauf rea-
giert?

Angefangen haben wir mit einem europäi-
schen Aktionstag 2001, dannmit einer soli-
darischen Arbeitsniederlegung, als das
Werk Vauxhall/Luton in Großbritannien
vor der Schließung stand.

Was brachte das?
Jetzt haben wir einen rechtsverbindlichen
Rahmenvertrag, der für alle europäischen
Standorte gilt. Er enthält Eckpfeiler für die
Zukunftsfähigkeit des Konzerns und damit
der Arbeitsplätze: Verkaufs- und Marken-
strategie, Technologiestand, Wettbewerbs-
fähigkeit, ökonomische Effizienz und die
Beschäftigungssituation. Nur unter Berück-
sichtigung dieser Bedingungen können die
unmittelbaren Restrukturierungsentschei-
dungen in den Betrieben getroffen werden.
Unsere Strategie, erst alle Tarifverträge, die
es bei GM Europe gibt, innerhalb des EBR
offen zu legen und danach dem Manage-

ment ein Angebot zu machen, hat sich aus-
gezahlt.

Inwiefern?
Wir haben uns auf die Beibehaltung der Ta-
rifverträge und der Arbeitszeiten geeinigt.
Dagegen war für uns klar, dass übertarifli-
che Bestandteile als Verhandlungsgegen-
stand zur Debatte stehen würden. Aber die
Scheibchen, die wir abgeben, müssen dün-
ner werden. In der Automobilindustrie gibt
es bei jedem Modellwechsel auch Verände-
rungen für die Beschäftigten. Deswegen
sollteman sich auf einenDammbruch beim
Tarif nicht einlassen.

Was hat Mitbestimmung mit Europa
zu tun?
Bei Opel gibt es seit 2000 einen so genann-
ten Negotiation Body, eine Verhandlungs-
gruppe. Mit dem Restrukturierungsvertrag

bei GM haben wir das erste Mal eine richti-
ge europäische Vernetzung hergestellt. Der
Rahmen für die EBR-Arbeit müssten euro-
päische Mindeststandards für Arbeits-
schutz, Arbeitszeit, und Arbeitsbedingun-
gen sein. Arbeitnehmervertreter und Ge-
werkschaften dürfen sich nicht der Interna-
tionalisierung und Europäisierung ver-
schließen. Dafür müssen entsprechende
Ressourcen – Geld, Wissen und Betreuung
– bereitgestellt werden.

Welche Arbeit ist in Zukunft zu tun?
Wir brauchen eine konzertierte Aktion
nicht nur zur Herstellung verbindlicher
Mindeststandards, sondern auch, um Sub-
ventionspolitik undÜberkapazitäten zu ver-
hindern. Die EBR in den osteuropäischen
Ländern müssen entsprechend unterstützt
werden. Dann werden auch die Arbeitskos-
ten nicht mehr der zentrale Punkt bei Ver-
handlungen sein. Auch hier gilt: Eine offene
und ehrliche Kommunikation bleibt das A
und O. Mitbestimmung auf europäisch
könnte durch die EuropäischeAktiengesell-
schaft (SE) möglich werden.

Bedeutet dies aber nicht gerade das
Ende der deutschen Mitbestimmung?
Unter dem Aspekt der Internationalisie-
rung darf man die SE nicht als den
schlimmsten anzunehmenden Fall betrach-
ten. Das Beispiel Opel müsste doch ein Bei-
spiel für freie Verhandlungen für die SE
sein. Natürlich ist das Boardsystem wie es
die SEnebenderMöglichkeit des dualen Sys-
tems vorsieht, erst einmal schlechter als die
deutsche Variante. Entscheidend ist: Wie
stark sind die Rechte bei den zustimmungs-
pflichtigen Geschäften? Es geht doch um die
Qualität der Mitbestimmung. Allerdings
gibt es da Aufholbedarf bei der Professiona-
lisierung der Arbeitnehmervertretungen.
Interview: Kathleen Kollewe

Die deutschen Energieversorger müssen

sich bald auf intensivere Kontrollen ihrer

Entgelte für die Strom- und Gasdurchleitung

einstellen.

Berlin · 29. März · dpa · „Es gibt zu wenig
Transparenz darüber, wie die Netzbetreiber
ihre Nutzungsentgelte kalkulieren“, sagte
der Präsident der Regulierungsbehörde für
Telekommunikation und Post, Matthias
Kurth. Es sei nicht akzeptabel, wenn Investi-
tionen in den Ausbau effizienter Netze un-
terblieben, dem Verbraucher aber die Kos-
ten hierfür in der Kalkulation in Rechnung
gestellt würden.

Im Netz gebe es ein natürliches Mono-
pol. Das bedeutet: „Die Unternehmen ha-
ben keinen Außendruck, um effizient zu
werden“, erläuterte Kurth. Deshalb werde
der Regulierer zunächst mit einer Miss-

brauchsaufsicht und später mit einer so ge-
nannten Anreizregulierung entsprechen-
den Druck erzeugen. Letztere soll die Ver-
sorger dazu bewegen, ihre Netze effizient
zu gestalten. Kurth räumte ein, dass es bei
900 Strom- und 500 Gasnetzen in Deutsch-
land nicht einfach sei, ein solches System zu
entwickeln.

Im Kern geht es bei der Anreizregulie-
rung nach seinenWorten darum, vergleich-
bare Kriterien zu entwickeln, unter ande-
rem nach der Dichte der Abnehmer. Dem
Betreiber eines Netzes müssten konkrete
Vorgaben gemachtwerden, inwelchemUm-
fang sie in den nächsten drei bis fünf Jahren
die Kosten senken müssen.

Binnen eines Jahres nach in Kraft treten
des Gesetzes – aller Voraussicht nach Mitte
2006 – sollen den Energieversorgern die zu
erreichenden Ziele genannt werden. „Alle

Betreiber werden zum gleichen Zeitpunkt
in einer fairen und transparentenWeise un-
terschiedliche Vorgaben bekommen“, be-
tonte Kurth. Aber auch in der Übergangs-
zeit werde die Behörde aktiv werden und ge-

gebenenfalls Missbrauchsverfahren eröff-
nen. Auf die Strom- und Gaspreise für die
Endverbraucher hat die Regulierungsbehör-
de indes nur teilweise Einfluss: „Wir sind zu-

ständig für die Netzzugänge und Netzzu-
gangsentgelte“, sagte Kurth. Die reinen
Netzkosten machen rund ein Drittel des
Strompreises aus. Hier gebe es einen gewis-
sen Spielraum für Preissenkungen, den die
Behörde nutzen will. „In diesem Bereich se-
he ich noch Senkungspotenzial“, unter-
strich Kurth.

Die Bonner Regulierungsbehörde wird
voraussichtlich von Mitte dieses Jahres an
außer für Telekommunikation und Post
auch für die Regulierung der Strom- und
Gasmärkte in Deutschland zuständig sein.
Von Anfang 2006 an soll die Bonner Behör-
de zusätzlich das bundesweite Eisenbahn-
netz überwachen, sagte Kurth. „Wir gehen
davon aus, dass wir ab dem 1. Januar die Ver-
antwortung hierfür übernehmen werden“,
kündigte der Präsident der Regulierungsbe-
hörde an.

VON L. CASPAR (WASHINGTON)

Als US-Präsident GeorgeW. Bush ent-
hüllte, dass „sein” Kandidat für die
Weltbank Paul Wolfowitz sei, erschien
das vielen als schlechterWitz. Aber in-
zwischen ist dieWahl des als ultrakon-
servativ geltenden US-Vizeverteidi-
gungsministers zum Nachfolger des
abtretenden Weltbankpräsidenten
JamesWolfensohn kaummehr zu ver-
hindern.

US-Medien zufolge hat Wolfowitz
eine rege Besuchsdiplomatie und eine
„Charme-Offensive” gestartet, in de-
ren Verlauf er sich heute in Brüssel
mit den europäischen Weltbank-Gou-
verneuren trifft, zu denen die deut-
sche Entwicklungsministerin Heide-
marie Wieczorek-Zeul (SPD) gehört.

Mit seinen Bekenntnissen zu tradi-
tionellen Hauptzielen der Weltbank –
namentlich zum „Kampf gegen dieAr-
mut” – habe er bereits einen Großteil
der Kritiker überzeugt, heißt es inWa-
shington. Eine geschickte Pressepoli-
tik tat ein übriges: So strickte dieWa-
shington Post die Legende, Wolfowitz
habe seine Begeisterung für denWelt-
bank-Posten auf einer Reise in die Tsu-
nami-Gebiete entdeckt.

Personen-Geschacher

Aber derHauptgrund, weshalb die Eu-
ropäer umfielen, war offenbar die Zu-
sage Wolfensohns, dass Europa künf-
tig die Nummer zwei der Weltbank
stellen darf (ein Posten, der gegenwär-
tig von einem Chinesen bekleidet
wird), um – wie die französische Zei-
tung Le Monde schreibt – „das ideolo-
gisch-nationale Spektrum“ an der
Weltbankspitze zu erweitern.

Unter Berufung auf einen Beamten
schreibt die Pariser Zeitung in ihrer
Mittwochausgabe, ein Spezialist für
Entwicklungshilfe müsse das „milita-
ristische“ Profil des US-Vizeverteidi-
gungsministers ausgleichen. Le Mon-
de nennt bereits Kandidaten: So den

früheren französischen Budgetdirek-
tor sowie Präsidenten des Pariser
Clubs der Gläubigerstaaten, Jean-
Pierre Jouyet, und den in London le-
benden Finanzberater Jean-Pierre
Landau.

Die Europäer wollen darüber hi-
naus die Unterstützung der US-Regie-
rung für dieKandidatur von Pascal La-
my als Chef der Welthandelsorganisa-
tion WTO. Und es gibt drei europäi-
sche Kandidaten für den Spitzenpos-
ten bei derUN-Entwicklungshilfeorga-
nisation (UNDP).

Ein Entgegenkommen Washing-
tons in diesen Personalien könnte die
europäischen Regierungen offenbar
die transatlantischen Spannungen ver-
gessen undWolfowitz akzeptieren las-
sen.

Inzwischen herrscht bei den Ent-
wicklungshilfeorganisationen und bei
vielen Angestellten der Weltbank das
große Wehklagen, weil sie sich mit
„Wolfie 2“, wie man Wolfowitz nennt,
wohl abfinden müssen.

Dass er versuchen wird, der Welt-
bank seinen Stempel aufzudrücken,
ist kaum zu bezweifeln. Denn eine
Wahl vonWolfowitzmacht die Finanz-
organisation zur „amerikanischen
Bank”, wie der Ökonom Paul Krug-
man formulierte.
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VON HERMANNUS PFEIFFER

Europa könnte an Frankreich scheitern. Im
Mai werden die für uns noch immer weitge-
hend unbekannten Nachbarn im Westen
über die Verfassung der Europäischen Uni-
on (EU) abstimmen. Dabei könnte die
Mehrheit durchaus gegen ein Europa stim-
men, das vor allem wirtschaftlich ver-
schmilzt. Nach der jüngsten Umfrage wer-
den 52 Prozent der Wähler zwischen Loth-
ringen und Languedoc gegen die EU-Verfas-
sung votieren und damit den Einigungspro-
zess in Europa zum Stoppen bringen.

Befürwortern der EU-Verfassung, wie
dem konservativen Staatspräsidenten
Jacques Chirac und dem sozialistischen Par-
teivorsitzenden FrançoisHollande, bläst da-
gegen der Wind im zentralistischen Frank-
reich heftig ins Gesicht. Beobachter ma-
chen in der politischen Klasse in Paris „Zei-
chen von Panik“ aus.

Wer Aversionen jenseits des Rheins bes-
ser verstehen möchte, sollte gelegentlich ei-
nen Blick in die manchmal glamouröse,
manchmal Honoratioren-lastige Zeitschrift
Dokumente werfen, die sich ganz dem
deutsch-französischen Dialog verschrieben
hat: Neben der als zu neoliberal empfunde-
nen Ausrichtung des Verfassungsvertrags

im allgemeinen und der Dienstleistungsdi-
rektive „Bolkestein“ im besonderen, grün-
det sich die französische Ablehnung auch
auf den geplanten EU-Beitritt der Türkei.
Östlich des Rheins verharrt die moderne
Bosporus-Frage, angesichts deutscher Ge-
schichte und dreiMillionen Türken imLan-
de, in dem Spektrum zwischen geostrategi-
schenMittelmacht-Spielchen (imAuswärti-
gen Amt) und Warnungen vor Überfrem-
dung und Arbeitsplatzklau bei Teilen der
Union und der Rechten. Westlich des
Rheins schlägt einem möglichen EU-Bei-
tritt der Türkei offene Ablehnung entgegen.

Auf beiden Seiten des Flusses werden die
entscheidenden Fragen überhaupt nicht dis-
kutiert, wirft Sylvie Goulard den Euro-Poli-

tikern vor. „Soll die europäische (Frau Gou-
lard schreibt „europäisch“ klein) Union ge-
meinsame Grenzen mit Irak und Iran ha-
ben? Ist die Türkei – 89 Prozent ihrer Bevöl-
kerung leben außerhalb Europas – wirklich
dazu berufen, der EU beizutreten? Nein,
meint die Pariser Autorin entschlossen, die
Türkei gehöre nicht dazu.

Trotzdem schüfen leichtsinnige Politiker
vollendete Tatsachen, Schritt für Schritt,
und jeder neue Schritt werde mit dem vor-
herigen begründet: „Seitmehr als 40 Jahren
ist der Türkei versprochen, dass sie der Eu-
ropäischen Union beitreten kann, wenn sie
die Kriterien erfüllt“, begründet die Bundes-
regierung ihre Zustimmung zu den Bei-
trittsverhandlungen und gibt damit Gou-
lards vehementen Skepsis ungewollt recht.

Für viele Franzosen wäre die Aufnahme
der Türkei eine törichte Entscheidung für
„eine Union large & light“. Auf große Sym-
pathie stößt dagegen die Idee eines Kerneu-
ropas, das gemeinschaftlich arbeitet und
lebt. Das Elsassmit seiner deutsch-französi-
schen Doppelkultur könne dafür als Keim-
zelle dienen, argumentiert Stefan Wolters-
dorff von der Université Populaire Pamina
im linksrheinischen Wissembourg maß-
voll. Vom Schriftsteller René Schickele (F),
über die einst von SPD und Liberalen ge-

gründeten Elsässischen Fortschrittspartei
(D) reicht die Kette der Gemeinsamkeiten
heute bis zum TV-Sender Arte (F + D) so-
wie der beiderseitigenAbschaffung der Zoll-
kontrollen und der gemeinsamen Verbrau-
cherzentrale in Kehl am Rhein.

„Allen politischen Sonntagsreden über
,europäische Champions’ zum Trotz ist
letztlich der nationale Egoismus entschei-
dend und nicht derWille zur Zusammenar-
beit“, beklagt HenrikUterwedde. DerDirek-
tor des Deutsch-französischen Instituts in
Ludwigsburg erinnert an das politische
Hickhack bei der Fusion der Chemiekonzer-
ne Aventis („Hoechst“) und Sanofi, das
letztlich mit einem „französischen“ Sieg
und einer Niederlage von Bundeskanzler
Gerhard Schröder endete.

Uterwedde plädiert für eine grenzüber-
schreitende Industriepolitik, die bessere
Rahmenbedingungen schafft für eine Lissa-
bon-II-Strategie, um den dynamischsten,
wissensbasierten Wirtschaftsraum der
Welt wachsen zu lassen – weit über den
Rhein hinaus. Davon würdemancher profi-
tieren, der noch gar nichts von seinem
Glück ahnt: 36,5 Prozent des Aktienkapitals
aller börsennotiertenKonzerne imnational-
bewussten Frankreich gehören Ausländern,
doppelt so viel wie in Deutschland.

Das Problem ist spätestens seit dem fa-
mosen Wonderbra bekannt: Der In-
halt hält nicht, was die Verpackung
verspricht. Diesen einfachen aber wir-
kungsvollen Trick, der bisher auf Da-
menunterbekleidung beschränkt zu
sein schien, haben jetzt Lebensmittel-
hersteller für sich entdeckt. Die Ver-
braucherzentrale Hamburg warnt vor
versteckten Preiserhöhungen in Super-
märkten. Anbieter würden auf Kosten
der Kunden versuchen, zu sparen.

Zwei Spielarten dieser versteckten
Preiserhöhung sind bislang aufgefal-
len: Bei der ersten Variante vertreibt

der Lebensmit-
telhersteller Pa-
ckungen, die ge-
ringfügig klei-
ner sind als bis-
her, für den glei-
chen Preis. So
wird etwa der
0,4 LiterMüller-
Milch „Schoko“
-Drink zumglei-
chen Preis wie

zuvor der Halbliter-Becher verkauft.
Die gleicheTaktik entdecktenVerbrau-
cher bei den Eisherstellern Langnese
und Mövenpick, die den Inhalt ihrer
Speiseeis-Packungen einfach um 100
Milliliter reduzierten – ohne Preisan-
gleichung. Andere Tiefkühlprodukte,
Toilettenpapier und Kaffee sind eben-
falls aufgefallen.

Die zweite Variante ist die der so ge-
nannten Mogelpackung. Auf eine sol-
che ist hereingefallen, wer ein Lebens-
mittel in identischer Verpackungsgrö-
ße kauft, dessen Inhalt aber ohne ei-
nen entsprechenden Hinweis redu-
ziert wurde.

Die erste Einsparung der Anbieter
ist rechtmäßig. Vor Irrtümern kann
sich der Verbraucher nur durch einen
Vergleich der Grundpreisangabe für
das Kilo, den Liter oder das Stück
schützen. Bei der zweiten Variante
liegt allerdings ein Gesetzesverstoß
vor. Geschädigte sollten sich an eine
der Landes-Eichbehörden oder ihre
Verbraucherzentrale wenden. jes

Weitere Informationen und eine

Liste der bisher aufgefallenen Produkte

gibt es im Internet (www.vzhh.de).
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Wolfowitz

soll neuer

Chef der Welt-

bank werden.

Französisches Kerneuropa

New York · 29. März · rtr · Nach seinem
Rücktritt als Hauptverantwortlicher für das
operative Geschäft des Versicherungsriesen
American International (AIG) räumtMauri-
ce Greenberg nun auch seinen Posten als
Verwaltungsratsvorsitzender. Das Unter-
nehmen kündigt an, der formelle Rücktritt
werde spätestens am Donnerstag erwartet.

AIG sieht sich mit Untersuchungen der
US-Börsenaufsicht und des New Yorker Ge-
neralstaatsanwaltes Eliot Spitzer konfron-
tiert. Die Ermittler haben dabei unter ande-
rem einige Transaktionen imRückversiche-
rungsgeschäft imVisier. Sie werfen AIG zu-
dem vor, Bilanzen geschönt zu haben. Ame-
rikanischen Medienberichten zufolge inte-
ressieren sich die Strafverfolger insbesonde-
re für Geschäfte aus dem Jahr 2000. Dem
Versicherer wird vorgeworfen, einige Bu-
chungen vorgenommen zu haben, um die
Reserven aufzublähen.

Greenberg ist in den Führungsgremien
des Konzerns, einer der größten Asseku-
ranzgruppenderWelt, seit fast 40 Jahren tä-
tig. Sein Rückzug kommt nicht von unge-
fähr. Zuletzt liefen Spekulationen um, de-
nenzufolge der Verwaltungsrat erwäge, die
Beziehungen zu Greenberg offiziell abzu-
brechen – eine ungewöhnliche Form der
Distanzierung. AIG hatte zuvor bereits zwei
Spitzenmanager entlassen.

Berlin · 29.März · dpa ·Die Präsidentin des
Bundesarbeitsgerichts, Ingrid Schmidt, hat
sich gegen gesetzliche Öffnungsklauseln
für Flächentarifverträge ausgesprochen.
Sie habe „größte verfassungsrechtliche Be-
denken, ob gesetzliche Öffnungsklauseln,
die tarifliche Abweichungen in das Belie-
ben der Betriebsparteien stellen, überhaupt
möglich“ wären, sagte Schmidt derBerliner
Zeitung. Das Grundgesetz verlange ein
funktionierendes Tarifvertragssystem. „Da-
zu müssen Vertragsergebnisse auch durch-
gesetzt werden können“, sagte sie. „Sonst
sind sie das Papier nicht wert, auf dem sie
stehen.“ CDU und CSU hatten gesetzliche
Öffnungsklauseln erst jüngst beim Job-Gip-
fel wieder ins Spiel gebracht. Arbeitgeber-
verbände fordern derartige Klauseln, damit
Unternehmer flexibel reagieren können.

Schmidt betonte, sie halte gesetzlicheÖff-
nungsklauseln nicht für sinnvoll, um Ar-
beitskosten zu senken und Jobs zu sichern.
Zumeinen sei „niemand gezwungen, sich ei-
nem Flächentarifvertrag zu unterwerfen“.
Keine FirmamüsseMitglied eines Arbeitge-
berverbandes werden, kein Arbeitnehmer
Mitglied einer Gewerkschaft. Zum anderen
gebe es in vorhandenen Verträgen bereits
zahlreiche Klauseln, um auf die Besonder-
heiten der Betriebe reagieren zu können.

Klaus Franz setzt sich für die Gründung

einer Europäischen Aktiengesellschaft

bei General Motors (GM) ein. Dies wür-

de seiner Ansicht nach nicht nur die Mit-

bestimmung auf europäischer Ebene

stärken. Auf der anderen Seite könnten

durch die Bündelung der Firmen auch

die Kosten erheblich gesenkt werden.

Franz ist Gesamtbetriebsratsvorsitzen-

der von Opel, deutsche Tochter des

amerikanischen Autobauers General

Motors. Er ist seit Juli 2000 Chef des

Betriebsrates und des Europäischen

General Motors Arbeitnehmerforums.

Seit Januar 2003 hat der Arbeitnehmer-

vertreter außerdem den Posten des

stellvertretenden Aufsichtsratschefs

von Opel inne. cri

Regulierer macht Energieversorgern Dampf
Kurth kritisiert mangelnde Transparenz bei der Kalkulation der Nutzungsentgelte / Behörde plant Missbrauchsverfahren

Matthias Kurth

schaut auch

den Energie-

versorgern auf

die Finger.

Frankfurt a.M. · 29. März · rtr · Das Bun-
deskartellamt hat dem Rhön-Klinikum die
Übernahme des Städtischen Krankenhau-
ses Eisenhüttenstadt mit mehr als 300 Bet-
ten untersagt. Damit solle eine weitere Ver-
stärkung der marktbeherrschenden Stel-
lung von Rhön im Großraum Frankfurt/
Oder verhindert werden, teilten dieWettbe-
werbshüter mit. Rhön besitze dort bereits
das örtliche Klinikum. „Durch den Erwerb
des benachbarten Krankenhauses in Eisen-
hüttenstadt hätte Rhön seinen Marktanteil
um circa 20 Prozent auf über 75 Prozent er-
höht.“ Der Beschluss des Amts ist aller-
dings noch nicht rechtskräftig.

Die Kartellamtsentscheidung sei erwar-
tet worden. Sie habe keine Auswirkungen
auf die Planungen des Unternehmens, sagte
Rhön-Klinikum-Finanzchef Manfred
Wiehl. „Wir werden sicherlich dagegen Be-
schwerde einlegen.“ Rhön peilt für dieses
Jahr einen Umsatz von rund 1,4 Milliarden
Euro und einen Konzerngewinn von rund
80 Millionen Euro an.

In einemähnlichen Fall hatte das Kartell-
amt dem Klinikbetreiber kürzlich bereits
die Übernahme von zwei Krankenhäusern
in Bad Neustadt an der Saale – dort ist der
Firmensitz von Rhön – und Mellrichstadt
mit zusammen 270 Betten untersagt.

Auf verdeckte

Erhöhung von

Preisen sollten

Verbraucher

achten: gleiche

Kosten, kleinere

Mengen.
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sisch. Herausgeber ist die Gesellschaft

für übernationale Zusammenarbeit in

Bonn. Das Einzelheft kostet 3,90 Euro.

Bestellung bei: Tel. 0521/91101-12,

service@wbv.de.
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American International

Ex-Manager kappt
letzte Bande zum Konzern

Tarifverträge

Arbeitsrichterin gegen
Öffnungsklauseln
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„Unsere Strategie hat sich ausgezahlt“
Opel-Betriebsrat Franz über die Zusammenarbeit in der Europäischen Arbeitnehmervertretung von General Motors
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Rhön-Klinikum

Kartellamt untersagt
erneut Übernahme

Verpackung Wolfowitz
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